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Herausgeber: Sozialdemokratische Partei der Schweiz

Taktik und Grundsätze.
Von Robert Grimm.

I.
Die Diskussion über die Frage der Beteiligung der Sozialdemokratie

am Bundesrat ist im Fluß. Anfänglich konnte man annehmen,
es ließe sich die Diskussion als rein taktische Auseinandersetzung
durchführen. Das hat sich leider als unmöglich herausgestellt.

Gewiß ist an und für sich die Frage der Beteiligung an einer
bürgerlichen Regierung keine Grundsatzfrage. Sie braucht es erst recht
dort nicht zu fein, wo die Regierungen mehr den Charakter eines vom
Volk gewählten Verwaltungsorganes haben, wo durch die
verfassungsrechtliche Festlegung der Amtsdauer die Regierungen in ihrem
Bestand den Zufälligkeiten wechselnder parlamentarischer Konstellationen

entzogen sind und wo in der Folge der Regierungsmann
mehr Beamter als Minister ist.

Von dieser Aeberlegung ausgehend, ließ ich mich leiten, als ich
im letzten Iuniheft dieser Zeitschrift zum Thema fchrieb:

„Grundsätzlich wird die Frage nur insofern, als die Taktik einer

Partei letzten Endes Ausfluß bestimmter Grundsätze sein muß, nach denen
sie sich zu richten hat. Fehlt diese durch unser Parteiprogramm gegebene
grundsätzliche Einstellung, dann allerdings erhebt sich das Problem zu einer
Grundsatzfrage, aber die Erörterung beschränkt sich in diesem Falle nicht
mehr auf das enge Gebiet der Frage der Beteiligung an bürgerlichen
Regierungen, sie erweitert sich dann notgedrungen zu einer Auseinandersetzung
über die Grundlagen und Prinzipien der Partei und
der Arbeiterbewegung überhaupt."

An diesem Punkte sind wir heute angelangt. Es hieße den Kopf
in den Sand stecken, wollte man das Problem bloß als eine taktische
Frage auffassen. Was jetzt al5 taktisches Problem erscheint, ist nur
noch Wellengekräusel. Im Grunde genommen handelt es sich um
etwas anderes: um die Grundsätze, um das Programm der Partei.

Diese Erweiterung der Diskussionsbasis mußte sich zwingend
ergeben, als nach dem 17. Februar 1924 die Idee des sogenannten
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